




































Kompetenzen, Altersstrukturen und zukünftigen Qualifi-
kationsbedarfen. Ein Beispiel dafür, wie dieser Zusam-
menhang in der Praxis zwischen Investitionen und Ar-
beitskräfteplanung methodisch aufgearbeitet werden 
kann, liefert Grossbritannien (siehe Kasten).

Rolle erfahrener Führungskräfte beim 
Kompetenz- und Verantwortungstransfer
Eine vorausschauende Personal- und Kompetenzplanung 
für Kernenergieprojekte, die über Jahrzehnte angelegt 
sind, muss auch berücksichtigen, wie Führungsverant-
wortung aufgebaut und über Generationen hinweg wei-
tergegeben wird. Führung kann jede Person übernehmen, 
die eine Vision entwickelt, andere dafür gewinnt und diese 
in die Realität umsetzt. Das bedeutet, dass Führungsver-
antwortung unabhängig von Rolle und Position innerhalb 
einer Organisation übernommen werden kann.

Nach Auffassung der World Nuclear Association über-
nehmen viele der Führungskräfte, die den Kernenergie-
sektor in zehn oder zwanzig Jahren prägen werden, be-
reits heute Führungsverantwortung, wenn auch noch in 
einem kleineren Rahmen. Diese frühe Übernahme von 
Verantwortung ermöglicht es, entsprechende Kompe-
tenzen bei aufstrebenden Führungskräften über längere 
Zeit aufzubauen.

Erfahrene Führungskräfte tragen wesentlich dazu bei, 
dass dieser Prozess gelingt. Zu ihren Aufgaben gehört 
es, Personen mit wachsender Verantwortung gezielt zu 
begleiten, ihnen Einblick in Entscheidungsprozesse zu 
ermöglichen und Verantwortung schrittweise zu über-
tragen. Auf diese Weise kann Führungskompetenz auf 
den Erfahrungen jener aufbauen, die Anlagen über viele 
Jahrzehnte hinweg geplant, gebaut und betrieben ha-
ben. Führung heisst in diesem Verständnis nicht, eine 
Machtposition auszuspielen, sondern Verantwortung für 
Menschen zu übernehmen und diese zu befähigen und 
zu unterstützen.

Von der Fachkräftebasis zum Führungs
nachwuchs
Der Ausbau der Kernenergie und der langfristige Betrieb 
von Kernkraftwerken sind eng damit verknüpft, wie gut es 
dem Sektor gelingt, junge Menschen einzubinden. Darin 
liegt sowohl eine Chance als auch eine Verantwortung. 

Rund ein Drittel der weltweiten Bevölkerung ist jünger 
als 20 Jahre, in vielen aufstrebenden Volkswirtschaften 
ist der Anteil noch höher. Für die Kernenergie bedeutet 
dies, dass die Ingenieure, das Betriebspersonal und die 
Mitarbeitenden von Regulierungsbehörden, die 2050 für 
den Betrieb der Kernkraftwerke verantwortlich sein wer-
den, heute in Schulen, Universitäten und Berufseinstei-
gerpositionen anzutreffen sind. Führungskräfte sind ge-
fordert, insbesondere bei diesen Fachkräften frühzeitig 
einen systematischen Wissens- und Erfahrungstransfer 
sicherzustellen.

Aus dieser breiten Fachkräftebasis an jungen Leuten 
entwickelt sich zugleich der künftige Führungsnach-
wuchs des Sektors. Dabei zeigt sich, dass einige der jün-
geren Führungskräfte innovativ denken und sich auch 

Grossbritannien: Bestandsaufnahme der 
Fachkräfte im Nuklearbereich

Der Bericht Nuclear 
Workforce Assess-
ment 2024 von Co-
gent Skills gilt als 
die umfassendste 
sektorübergreifende 
Arb eits marktana
lyse für den Nukle-
arbereich in Gross-
britannien und als 
zentrale Referenz-
studie zur Entwick-
lung der Arbeitskräf-
te im zivilen und militärischen Nuklearsektor 
des Landes. Der Bericht basiert auf Primärdaten 
von Betreibern, Industrie und Behörden und bil-
det eine wichtige Grundlage der nationalen Nuk-
learkompetenz-Strategie. Er umfasst den zivilen 
Nuklearbereich von Neubau 
über Betrieb und Rückbau bis 
zur Forschung und berück-
sichtigt darüber hinaus auch 
den militärischen Nuklear-
sektor. (Foto: Cogent Skills)
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wachse auch das Bewusstsein für den Beitrag der Kern-
energie zu Netzstabilität, bezahlbarer Stromversorgung 
und Dekarbonisierung. «Die Unterstützung für Laufzeit-
verlängerungen spanischer Kernkraftwerke ist deutlich 
gestiegen», sagt sie mit Verweis auf Umfragen, wonach 
rund zwei Drittel der befragten Bevölkerung eine Verlän-
gerung befürworten.

«Ein vorzeitiger Ausstieg hätte weitreichende Folgen: hö-
here Abhängigkeit von Gas, steigende Strompreise und 
volatilere Energiemärkte», hält Ugalde fest. Zudem wür-
de eine Technologie verloren gehen, die «derzeit 20% 
des spanischen Stroms liefert und jährlich rund 20 Milli-
onen Tonnen CO₂ vermeidet». Auch die sozialen Folgen 
dürften nicht unterschätzt werden. «Der spanische Kern-
energiesektor beschäftigt rund 30’000 hochqualifizierte 
Fachkräfte, und seine Lieferkette ist in mehr als 40 Län-
dern aktiv.»

Ugalde verweist zudem auf die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der Branche. «Spanische Unternehmen 
spielen eine strategische Rolle in der europäischen und 
globalen nuklearen Wertschöpfungskette», betont sie. 
Dies gelte insbesondere für Brennstoffdienstleistungen, 
Komponenten, Ingenieurwesen und fortschrittliche Fer-
tigungstechnologien. Ein vorzeitiger Ausstieg wäre da-
her sowohl mit dem Verlust von Know-how als auch von 
Arbeitsplätzen verbunden. Besonders betroffen könnten 
Standortregionen sein, in denen Kernkraftwerke ein wirt-
schaftlicher Anker sind. Für Ugalde ist der Erhalt der sie-
ben Reaktoren deshalb nicht nur industriepolitisch rele-
vant, sondern auch zentral für Versorgungssicherheit 
und regionale Wirtschaftskraft.

Blackout als zusätzlicher Prüfstein
Zusätzliche Schärfe erhielt die Debatte um den Langzeit-
betrieb der Kernkraftwerke nach dem Stromausfall auf 
der Iberischen Halbinsel vom 28. April 2025. Für Ugalde 
hat der Stromausfall «die Notwendigkeit von Technolo-
gien aufgezeigt, die gesicherte, synchrone und träge 
Leistung bereitstellen, um zentrale Systemparameter 
wie Spannung und Frequenz innerhalb sicherer Grenzen 
zu halten». Die Kernenergie trage zur Frequenz- und 
Spannungshaltung bei und müsse im Energiemix erhal-
ten bleiben. «Bereits am Tag danach setzte der Netzbe-
treiber eine sogenannte ‹verstärkte Fahrweise› um, mit 

deutlich mehr Gaskraftwerken im Einsatz und unter voll-
ständiger Nutzung der Kernkraftwerksflotte», erläutert 
Ugalde. Dies unterstreiche die systemische Rolle der 
Kernenergie, insbesondere da Speicher und Netze der-
zeit noch im Ausbau seien.

Eine weitere Herausforderung für die spanische Kern-
energiebranche sieht Ugalde in der Fachkräftefrage. Ne-
ben Regulierung und Wirtschaftlichkeit sei auch der 
Nachwuchs ein strategisches Thema. Der Sektor müsse 
sichtbarer machen, wie breit das Spektrum moderner 
Berufsbilder heute sei, von Ingenieurwesen über Digitali-
sierung bis Cybersicherheit. Organisationen wie Aeme-
ner, die spanische Vereinigung von Frauen im Energie-
sektor, und Women in Nuclear spielten dabei eine 
wichtige Rolle, gerade auch um mehr Frauen für techni-
sche und betriebliche Funktionen sowie Führungsaufga-
ben zu gewinnen. Für Ugalde ist dies ein wichtiger Bau-
stein, um die Zukunftsfähigkeit der Branche und eine 
verlässliche Energieversorgung für die spanische Bevöl-
kerung langfristig zu sichern. (B.G. nach einem Interview 
mit Marta Ugalde Martínez)

Seit März 2026 steht die Nuklearingenieurin 
Marta Ugalde Martínez an der Spitze des Foro 
Nuclear. Die frühere Direktorin für nukleare 
Aufsicht und internationale Koordination beim 
Kernkraftwerksverbund Almaraz-Trillo verfügt 
über mehr als 25 Jahre Erfahrung im spani-
schen und internationalen Nuklearsektor. Füh-
rungsaufgaben bei der World Association of 
Nuclear Operators (Wano) prägten zusätzlich 
ihr internationales Profil. Sie bringt breite Er-
fahrung in Sicherheit, Betrieb und strategischer 
Weiterentwicklung der Kernenergie mit. Ugal-
de gehört zu den profiliertesten Stimmen für 
den Langzeitbetrieb der spanischen Kernkraft-
werke. 
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Ein Meilenstein erreicht – die eigentliche 
Entscheidung steht noch bevor

Die eidgenössischen Räte haben einen energiepolitischen Meilenstein gesetzt. 
Mit ihrem Entscheid, das Neubauverbot für Kernkraftwerke aufzuheben, haben sie  
die Grundlage dafür geschaffen, dass die Schweiz künftig wieder technologieoffen 
über ihre Stromversorgung entscheiden kann. Dieser Entscheid verdient Anerkennung.  
Nicht weil damit ein neues Kernkraftwerk gebaut würde. Sondern weil damit ein  
politisches Denkverbot beseitigt wird, das der Schweiz in einer Zeit wachsender 
energiepolitischer Herausforderungen zunehmend im Weg stand.

Die Debatte der vergangenen Monate hat gezeigt, dass 
sich die energiepolitischen Realitäten nicht länger aus-
blenden lassen. Die Schweiz elektrifiziert Verkehr, Wär-
meversorgung und Teile der Industrie. Digitalisierung, 
künstliche Intelligenz und neue Rechenzentren lassen 
den Strombedarf zusätzlich steigen. Gleichzeitig soll die 
Stromversorgung klimafreundlich, bezahlbar und jeder-
zeit verfügbar bleiben. Diese Herausforderungen verlan-
gen nach einer ehrlichen Diskussion über alle verfügba-
ren Technologien.

Genau hier setzt die Aufhebung des Neubauverbots an. 
Sie bedeutet nicht den Bau eines bestimmten Kraft-
werks. Sie bedeutet nicht die Festlegung auf eine be-
stimmte Technologie. Sie bedeutet nicht einmal, dass 
überhaupt neue Kernkraftwerke gebaut werden. Sie 
stellt lediglich sicher, dass die Schweiz sich diese Option 
nicht bereits heute selbst verbietet.

Diese Unterscheidung ist zentral. Befürworter/innen der 
Vorlage – darunter der Bundesrat Albert Rösti, eine 
Mehrheit des Parlaments und auch das Nuklearforum 
Schweiz – argumentieren konsequent für Technologie-
offenheit. Die Schweiz soll künftig selbst entscheiden 

können, welche Technologien sie für eine sichere und 
klimafreundliche Stromversorgung benötigt. Die Gegner/
innen der Vorlage zeichnen dagegen häufig das Bild ei-
nes unmittelbar bevorstehenden milliardenteuren AKW-
Neubaus. Damit wird versucht, die Debatte auf ein 
Szenario zu verengen, das mit der eigentlichen Vorlage 
wenig zu tun hat. Die Abstimmung entschied nicht über 
den Bau eines Kernkraftwerks, sondern über die Frage, 
ob sich die Schweiz diese Option für die Zukunft offen-
halten will. Und genau darum wird es auch bei einer all-
fälligen Volksabstimmung gehen.

Bezeichnend war in diesem Zusammenhang auch der 
Versuch von links-grüner Seite, die Aufhebung des Neu-
bauverbots von einer vorgängigen Klärung der Finanzie-
rung neuer Kernkraftwerke abhängig zu machen. Der 
Nationalrat hat diesen Antrag richtigerweise abgelehnt. 
Solange die Kernenergie gesetzlich verboten bleibt, ist 
jede Diskussion über die Finanzierung möglicher Projek-
te reine Theorie. Heute weiss niemand, ob, wann und wo 
neue Anlagen gebaut werden könnten. Niemand kennt 
die Technologie, die Leistungsklasse oder die konkrete 
Ausgestaltung eines zukünftigen Projekts. Unter diesen 
Voraussetzungen über Finanzierungsmodelle zu speku-
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lieren, ist unseriös. Die Forderung war deshalb vor allem 
eines: ein weiterer Versuch, die Öffnung des technologi-
schen Handlungsspielraums hinauszuzögern.

Die Aufhebung des Neubauverbots ist jedoch nicht nur 
mit Blick auf mögliche zukünftige Projekte von Bedeu-
tung. Sie sendet auch ein wichtiges Signal für den Lang-
zeitbetrieb der bestehenden Kernkraftwerke. Wer die 
Kernenergie wieder als legitimen Bestandteil der Schwei-
zer Stromversorgung anerkennt, stärkt gleichzeitig die 
Voraussetzungen für Investitionen in Sicherheit, Perso-
nal, Lieferketten und Fachwissen. Die Betreiber müssen 
langfristig planen können. Ausbildungsstätten brauchen 
Perspektiven für den Nachwuchs. Unternehmen entlang 
der Wertschöpfungskette benötigen Planungssicher-
heit. Die Aufhebung des Neubauverbots schafft dafür 
ein deutlich besseres Umfeld als ein widersprüchlicher 
Sonderweg, der eine Technologie zwar nutzt, ihr aber 
gleichzeitig jede Zukunftsperspektive abspricht.

Dass das Parlament diese Zusammenhänge zuneh-
mend erkennt, ist ein Erfolg der sachlichen Debatte der 
vergangenen Jahre. Die Kernenergie wird heute wieder 
stärker als das betrachtet, was sie ist: eine bewährte, 
CO₂-arme Technologie, die einen wichtigen Beitrag zur 
Versorgungssicherheit leisten kann. Diese Entwicklung 
kam nicht von selbst.

Das Nuklearforum Schweiz und seine Mitglieder haben 
wesentlich dazu beigetragen. Über viele Jahre hinweg 
haben wir immer wieder den Dialog gesucht, Fakten ver-
mittelt und uns intensiv an der öffentlichen Debatte be-
teiligt. Wir gehörten mit der Publikation unseres White 
Papers «Kernenergie, Klima & Versorgungssicherheit» 
im Jahr 2021 zu den ersten, die die konsequente Aufhe-
bung des Technologieverbotes gefordert hatten. Gerade 
auch in Zeiten, in denen die Kernenergie politisch wenig 
Rückenwind hatte, war dieses Engagement entschei-
dend. Der heutige Entscheid ist deshalb auch Ausdruck 
einer gewachsenen Bereitschaft, energiepolitische Fra-
gen wieder faktenbasiert und pragmatisch zu diskutieren.

Mit dem Entscheid des Parlaments ist nun ein wichtiger 
Schritt geschafft. Gewonnen ist die energiepolitische 
Debatte damit allerdings noch nicht. Im Gegenteil: Die 
eigentliche Entscheidung dürfte erst noch bevorstehen.

Es ist davon auszugehen, dass die Aufhebung des Neu-
bauverbots letztlich dem Volk vorgelegt wird. Die Geg-
ner/innen der Vorlage haben bereits angekündigt, den 
politischen Widerstand fortzusetzen. Das ist ihr gutes 
demokratisches Recht. Gleichzeitig bedeutet dies, dass 
die Diskussion nun zunehmend ausserhalb des Bundes-
hauses stattfinden wird:  in den Medien, in den Regio-
nen, in Unternehmen, Vereinen und privaten Gesprächen.

Für die Kernenergiebranche und für alle, denen eine si-
chere und klimafreundliche Stromversorgung am Her-
zen liegt, beginnt damit eine neue Phase. Im Kern geht 
es um die Frage, ob wir kommenden Generationen zu-
trauen, ihre energiepolitischen Entscheidungen selbst zu 
treffen, oder ob wir ihnen bestimmte Technologien be-
reits heute dauerhaft verbieten wollen.

Deshalb wird es entscheidend sein, die Debatte sachlich, 
glaubwürdig und faktenbasiert zu führen. Die besten 
Botschafter dafür sind nicht politische Kampagnen, son-
dern die Menschen, die täglich Verantwortung in dieser 
Industrie übernehmen. Unsere Branche verfügt über 
enormes Fachwissen und hohe Glaubwürdigkeit. Beides 
wird in den kommenden Monaten und Jahren gefragt 
sein.

Der Entscheid des Parlaments ist ein wichtiger Etappen-
sieg für die Technologieoffenheit in der Schweizer Ener-
giepolitik. Er ist das Ergebnis jahrelanger Überzeugungs-
arbeit und eines wachsenden Bewusstseins für die 
energiepolitischen Herausforderungen unseres Landes. 
Darauf dürfen wir stolz sein. Gleichzeitig sollten wir uns 
bewusst sein: Der entscheidende Schritt liegt noch vor 
uns. Jetzt gilt es, die Bevölkerung davon zu überzeugen, 
dass Technologieoffenheit keine Bedrohung ist, sondern 
Ausdruck von Vernunft, Verantwortung und Weitsicht. 
Wenn uns dies gelingt, schaffen wir die Voraussetzun-
gen dafür, dass die Schweiz auch künftig über alle Optio-
nen verfügt, um ihre Stromversorgung sicher, klima-
freundlich und wettbewerbsfähig zu gestalten.



Schweiz

Die Schweizer Stromproduktion beläuft sich 2025 auf 
67,7 Mrd. kWh und liegt damit rund 18% unter dem Vor-
jahreswert von 81,1 Mrd. kWh. Der markante Rückgang 
ist auf eine schwächere Wasserkraft und die tiefere 
Kernenergieproduktion zurückzuführen. Mit einem An-
teil von 27% bleibt die Kernenergie nach der Wasserkraft 
(55%) die zweitwichtigste inländische Stromquelle. In 
den Winterquartalen 2025 liegt ihr Anteil an der Inland-
produktion bei rund 39% im ersten Quartal beziehungs-
weise 29% im vierten Quartal.

Die Kernenergie bleibt zentral für die Versorgungssicherheit und die 
Schweizer Stromproduktion, zu der auch die Wasserkraft sowie Solar- 
und Windanlagen beitragen. (Foto: Nuklearforum Schweiz, KI-generiert)

Der Bundesrat hält einen 80-jährigen Langzeitbetrieb 
der Kernkraftwerke Gösgen und Leibstadt für technisch 
möglich und in den allermeisten Fällen auch für wirt-
schaftlich. Dies geht aus einem von ihm am 13. Mai 2026 
verabschiedeten Bericht hervor.

Der Ständerat stimmt am 11. März 2026 mit 26 zu 
12 Stimmen dem indirekten Gegenvorschlag des 
Bundesrats zur Aufhebung des Neubauverbots für 
Kernkraftwerke zu. Das Nuklearforum Schweiz be-
grüsst diesen Entscheid als wichtigen Schritt hin zu 
mehr Technologieoffenheit in der Energiepolitik.

Das Eidgenössische Nuklearsicherheitsinspektorat (Ensi) 
erteilt am 23. März 2026 die Freigabe zum Wiederanfah-
ren des Kernkraftwerks Gösgen. Im Interview ordnet 
Ensi-Geschäftsleitungsmitglied Ralph Schulz die Hinter-
gründe für den zehnmonatigen Stillstand ein und entkräf-
tet Sicherheitsvorwürfe.

Am Nuclear Energy Summit 2026 in Paris verabschieden 
28 Nuklearverbände aus Europa, Nordamerika, Asien und 
weiteren Regionen ein gemeinsames «Nuclear Industry 
Statement». Darin unterstreichen sie die Bedeutung der 
Kernenergie für Klimaschutz, Versorgungssicherheit und 
wirtschaftliche Entwicklung. Das Nuklearforum Schweiz 
gehört zu den Mitunterzeichnenden.

Bundesrat Albert Rösti und Nuklearforum-Geschäftsführer Lukas Aebi 
vertreten die Schweiz am Nuklear-Gipfel in Paris.  
(Foto: Nuklearforum Schweiz)

Das Kernkraftwerk Leibstadt (KKL) bestätigt 2025 mit 
einer Netto-Stromproduktion von 9558 Mio. kWh seine 
konstant hohe Leistungsfähigkeit. Gleichzeitig blieben 
die Produktionskosten mit CHF 0,049/kWh stabil, wäh-
rend gezielte Investitionen von rund CHF 98,4 Mio. in 
den Langzeitbetrieb die Zukunftsfähigkeit der Anlage 
sichern.

Mit seiner kontinuierlichen Produktion trägt das KKL auch im Jahr 
2025 – insbesondere in den Wintermonaten – erneut zur Stromversor­
gungssicherheit in der Schweiz bei. (Foto: KKL)
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Nukleare News

International

Der Prototype Fast Breeder Reactor (PFBR) im indi-
schen Kalpakkam wird im April 2026 erstmals kritisch 
gefahren. Für das Kernenergieprogramm Indiens ist das 
ein wichtiger Schritt hin zu einem geschlossenen Brenn-
stoffkreislauf.

Der Prototype Fast Breeder Reactor ist ein natriumgekühlter Schneller 
Reaktor (SFR), der vom Indira Gandhi Centre for Atomic Research 
entworfen und entwickelt wurde. 
(Foto: Department of Atomic Energy via Instagram)

Die amerikanische Aufsichtsbehörde Nuclear Regulatory 
Commission (NRC) erteilt dem kalifornischen Kernkraft-
werk Diablo Canyon mit seinen zwei Druckwasserblöcken 
eine Verlängerung der Betriebsbewilligungen um 20 Jah-
re. Ursprünglich hätten die beiden Druckwasserblöcke 
2024 und 2025 ausser Betrieb genommen werden sollen.

Das staatlich-polnische Projektunternehmen Polskie 
Elektrownie Jądrowe (PEJ) reicht bei der polnischen 
Atomenergiebehörde Państwowa Agencja Atomistyki 
(PAA) einen Antrag auf Baubewilligung ein. Diese betrifft 
das erste Kernkraftwerk Polens am Standort Lubiatowo-
Kopalino an der Ostseeküste.

Der Antrag auf Baubewilligung für das erste Kernkraftwerk Polens in Lu­
biatowo-Kopalino wird am 31. März 2026 eingereicht. (Foto: PEJ via X)

Microsoft und Nvidia wollen mithilfe von künstlicher In-
telligenz (KI) den Ausbau der Kernenergie beschleunigen 
und effizienter gestalten. Im Fokus stehen insbesondere 
die Auslegungsphase und die Genehmigungsverfahren.

Das taiwanesische Stromversorgungsunternehmen Tai-
power legt der taiwanesischen Aufsichtsbehörde Nucle-
ar Safety Commission (NSC) einen Plan zur Wiederinbe-
triebnahme des Kernkraftwerks Maanshan vor. Die 
beiden Druckwassereinheiten Maanshan-1 und -2 wur-
den zuvor nach 40 Jahren Betrieb am 27. Juli 2024 und 
am 17. Mai 2025 abgeschaltet.

Mit der Wiederinbetriebnahme von Darlington-4 Mitte 
März 2026 schliesst der kanadische Stromerzeuger On-
tario Power Generation die umfassende Modernisierung 
des Kernkraftwerks früher als geplant und unter Budget 
erfolgreich ab.

Nach der Modernisierung verlängert sich die Laufzeit von Darlington-4 
um weitere 30 Jahre bis in die 2050er-Jahre. (Foto: OPG via NucNet)

Der amerikanische Mikroreaktorentwickler Oklo unter-
zeichnet mit dem amerikanischen Department of Energy 
(DOE) eine Vereinbarung, um die Planung, den Bau und 
den Betrieb seines Mikroreaktors Aurora Powerhouse 
am Idaho National Laboratory zu unterstützen.

Die britische Regierung genehmigt im März 2026 die 
«Regulatory Justification» für die SMR-Auslegung von 
Rolls-Royce SMR. Dieser positive Rechtfertigungsent-
scheid ist in Grossbritannien eine der ersten regulatori-
schen Hürden, die genommen werden müssen, bevor 
ein neuer Reaktortyp eingeführt werden kann.
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In den USA genehmigt die Aufsichtsbehörde NRC den 
Bau der «Kemmerer Power Station Unit 1». TerraPower 
wird in Kemmerer (Wyoming) den Demonstrationsreaktor 
Natrium, einen natriumgekühlten Schnellen Reaktor der 
Generation IV, errichten. Die Bauarbeiten für den nicht
nuklearen Teil der Anlage laufen bereits seit Juni 2024.

Am 23. April 2026 erfolgt in Kemmerer nun auch der nukleare Bau­
beginn für Natrium. (Foto: TerraPower)

Die NRC schlägt eine Regeländerung vor, die das Anhö-
rungsverfahren für nukleare Lizenzierungsanträge 
vereinfachen soll. Dazu gehören Anträge für neue Re-
aktoren sowie für Laufzeitverlängerungen von beste-
henden Anlagen. Die Massnahme ist Teil einer breiteren 
Initiative zur Beschleunigung des Ausbaus der Kern-
energie in den USA.

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen kün-
digt am Nuclear Energy Summit in Paris eine europäi-
sche Strategie für kleine, modulare Reaktoren (SMRs) 
an. Eine Investitionsgarantie von EUR 200 Mio. soll die 
Entwicklung der Technologie in Europa beschleunigen.

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen bezeichnete die 
Abkehr von der Kernenergie in Paris zudem als «strategischen Fehler». 
(Foto: EU-Kommission)

Das Unglück von Fukushima prägte 2011 weltweit die 
energiepolitische Debatte. 15 Jahre später haben sich 
Sicherheitsstandards, technologische Entwicklungen 
und internationale Rahmenbedingungen deutlich weiter-
entwickelt. Eine sachliche Einordnung des Jahrestags 
berücksichtigt sowohl die damaligen Ereignisse als auch 
die heutigen Realitäten. 

Schweden prüft den Bau eines skandinavischen For-
schungsreaktors, um die Abhängigkeit von ausländi-
schen Bestrahlungsdienstleistungen und Radioisoto-
pen zu verringern, sowie den Aufbau eines nationalen 
Kompetenzrates, um den wachsenden Fachkräftebe-
darf decken zu können.

Mit dem Forschungsreaktor BR2 im belgischen Kernfor-
schungszentrum SCK-CEN werden unter anderem Ra-
dioisotope für medizinische Anwendungen hergestellt. 
Im Jahr 2025 erzielt der BR2 einen Produktionsrekord 
und kann solche Isotope für 13 Mio. Patientinnen und 
Patienten bereitstellen.

Der Forschungsreaktor BR2 wird hauptsächlich zur Produktion medizi­
nischer Radioisotope eingesetzt. Mit diesen lassen sich Krebs, Herzer­
krankungen und andere Krankheiten erkennen sowie Krebs behandeln. 
(Foto: SCK-CEN)

In Slowenien startet der formelle Prozess zur Vorberei-
tung eines Nationalen Raumordnungsplans (National 
Spatial Plan, NSP) für einen möglichen zweiten Kern-
kraftwerksblock JEK2 am Standort Krško. Über den Bau 
soll die Bevölkerung Ende 2027 oder Anfang 2028 in ei-
nem konsultativen Referendum abstimmen.

➜
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In Grossbritannien beginnt das Generic Design Assess-
ment (GDA) für den Natrium-Reaktor von TerraPower. 
Es ist laut Unternehmen das erste Mal, dass die Ausle-
gung des natriumgekühlten Schnellen Reaktors ausser-
halb der USA überprüft wird.

Frankreich publiziert sein drittes mehrjähriges Energie-
programm (PPE3). Dieser zentrale energiepolitische 
Fahrplan sieht einen Stromanteil von 60% am gesamten 
Energieverbrauch bis 2030 vor. Heute liegt dieser bei 
rund 30%. Vorgesehen sind der Bau von sechs neuen 
Kernreaktoren sowie ein Energiemix mit erneuerbaren 
Energien.

Am bestehenden Kernkraftwerksstandort Penly will Électricité de 
France (EDF) zwei Kernkraftwerkseinheiten vom Typ EPR2 bauen. 
(Foto: EDF)

Die niederländische Regierung gründet unter dem Mi-
nisterium für Klima und Grünes Wachstum die neue 
staatliche Kernenergie-Organisation Nuclear Energy 
Organisation Netherlands (NEO NL). Sie ist für den Bau, 
den Betrieb und die spätere Stilllegung von zwei neuen 
Kernkraftwerken in den Niederlanden verantwortlich.

Die weltweite Stromerzeugung aus Kernenergie erreicht 
2025 einen neuen Höchststand. Gemäss der Internatio-
nalen Energieagentur (IEA) liegt die Produktion 1,2% 
über dem Vorjahr. Getragen wird das Wachstum von Re-
aktorwiederinbetriebnahmen, einer höheren Produktion 
sowie neuen Kapazitäten. Für die kommenden Jahre 
rechnet die IEA mit einem anhaltend stetigen Anstieg 
der Kernenergieproduktion bis mindestens 2030.

Vor allem China wird gemäss IEA Treiber für neue Kernkraftwerke. 
Jenes in Zhangzhou wird nach seiner Fertigstellung mit sechs Einhei­
ten des Typs Hualong One zu den weltweit grössten Kernkraftwerken 
zählen. (Foto: CNNC via X)

In Ungarn wird der erste Beton für den Block 5 des Kern-
kraftwerks Paks-II gegossen. Der Kernkraftwerksstand-
ort soll zwei Einheiten des russischen Typs WWER-1200 
beherbergen.

Das wissenschaftliche Beratungsgremium der Euro-
pean Nuclear Society, der High Scientific Council, plä-
diert in seinem Positionspapier nachdrücklich für den 
Langzeitbetrieb der Kernkraftwerke in Europa. Dieser sei 
entscheidend für Klimaschutz, Versorgungssicherheit 
und wettbewerbsfähige Strompreise und wirke drohen-
den Kapazitätslücken sowie steigenden Emissionen ent-
gegen. (B.G.)

Ausführliche Berichterstattung zu den hier aufgeführten 
Nachrichten sowie weitere Meldungen zu aktuellen The-
men der nationalen und internationalen Kernenergiebran-
che und -politik finden Sie auf www.nuklearforum.ch.
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Uran – verlässliche Energiequelle
auf sehr lange Zeit

Die unterbrochenen Erdöl- und Erdgastransporte durch die Strasse von Hormus werfen 
in den Medien die Frage auf: Gefährden politische Unwägbarkeiten auch die verlässliche 
Versorgung der Kernkraftwerke mit Uran? Eine nähere Betrachtung lohnt sich, denn 
gerade bei der Versorgungssicherheit zeigen sich die Vorteile der Kernenergie in 
besonderem Masse.

In den letzten Jahren ist die Abhängigkeit Europas von 
Energieimporten wieder verstärkt ins Bewusstsein der 
Öffentlichkeit gerückt. Oft wird ausgeblendet, dass Euro-
pa neben dem Erdöl der Nordsee über weitere energeti-
sche Rohstoffreserven, insbesondere bei Erdgas und 
Uran, verfügt. Nur dürfen die bekannten Lagerstätten 
wegen politischer Widerstände nicht genutzt werden 
(«not in my backyard»), auch wenn längst umweltscho-
nende Methoden verfügbar und wirtschaftlich sind.

In der oberen Erdkruste enthält eine Tonne Gestein im 
globalen Durchschnitt 2 bis 4 Gramm Uran. Damit 
kommt Uran gleich häufig vor wie die Metalle Zinn oder 
Wolfram.
Abbauwürdige Lagerstätten von Uranerzen gibt es fast 
überall auf der Welt. Ob und wo abgebaut wird, hängt in 
erster Linie vom Uranpreis ab. Die heute bekannten und 
vermuteten Uranreserven unterteilt die Nuclear Energy 
Agency (NEA) der OECD daher in verschiedene Preiska-
tegorien. Je höher der Preis, umso mehr Erz kann loh-
nend gewonnen werden. 

Gemäss den jüngsten verfügbaren Daten im Bericht 
«Uranium 2024: Resources, Production and Demand», 
dem sogenannten «Red Book» der NEA und der Interna-
tionalen Atomenergie-Organisation (IAEO), sind derzeit 
die grössten Lieferanten von Natururan Kasachstan 
(43% der Weltproduktion), gefolgt von Kanada (15%), 
Namibia (12%), Australien (9%) und Usbekistan (7%). Der 
Löwenanteil des heute geförderten Urans stammt dem-
nach aus politisch unterschiedlichen, aber meist stabi-
len Ländern rund um den Globus. Liefersperren wie wäh-
rend der Ölkrise von 1973 durch das arabische 
Erdölproduktionskartell sind kaum möglich.

Verschiedene Uranproben aus Kasachstan. Der gelbe Feststoff ist als 
Yellowcake (U₃O₈) bekannt und wird in mehreren Schritten zu Brenn­
stoff für Kernkraftwerke weiterverarbeitet. (Foto: Kasatomprom) ➜
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Leicht anders sieht es bei den bekannten und bei heuti-
gen Preisen abbauwürdigen Uranreserven aus: Hier 
führt Australien (28%), vor Kasachstan (14%), Kanada 
(10%), Namibia (8%) und Russland (8%). Insgesamt ha-
ben rund 60 Länder der NEA grundsätzlich abbauwürdi-
ge Lagerstätten gemeldet. Auch Europa verfügt über 
Uran, namentlich in der Ukraine, der Slowakei, Spanien 
und Skandinavien (sowie auf Grönland). So wurde kürz-
lich bekannt, dass in Schweden die weltweit zweitgröss-
te Uranlagerstätte entdeckt worden ist. Ende 2025 hat 
das schwedische Parlament das bisher geltende Abbau-
verbot aufgehoben, allerdings nur mit einer sehr knap-
pen Mehrheit.

Vor allem in Westeuropa tut sich die Politik schwer mit 
der Sicherung strategisch wichtiger Rohstoffe. So etwa 
beim Erdgas, das von Mittelengland und Norddeutsch-
land bis nach Polen gewonnen werden könnte. Auch in 
der Schweiz werden unter den westlichen Voralpen er-

hebliche unkonventionelle Gasvorkommen vermutet. 
Politischer Widerstand verhindert bisher die Nutzung 
dieser Reserven. Derzeit wird in Europa für den Schiffs-
transport verflüssigtes Erdgas aus den USA importiert – 
ein energetisch aufwendiges und teures Unternehmen. 
Die vielbeklagte Abhängigkeit Europas von energeti-
schen Rohstoffen ist in erster Linie ein hausgemachtes 
Problem. Uran und Erdgas können bei entsprechendem 
politischem Willen auch vor unserer Haustür gewonnen 
werden.

Recycling: Schweiz verzichtet auf Nachhaltigkeit
Politische Blockaden gibt es in der Schweiz auch beim 
Recycling des ausgedienten Kernbrennstoffs. Bis vor 20 
Jahren haben die Schweizer Kernkraftwerke ihren aus-
gedienten Brennstoff in Frankreich und Grossbritannien 
wiederaufarbeiten lassen und das darin noch vorhande-
ne Spaltmaterial erneut für die Stromproduktion verwen-
det. 2006 hat jedoch das Bundesparlament ein Morato-

Prozentuale Verteilung
der identifizierten abbau-

würdigen konventionellen
Reserven (Identified

Recoverable Conventional 
Resources)

bei einem Uranpreis
von weniger als

130 Dollar pro kgU

Quelle: NEA / IAEO, «Red Book» 2024, S. 20© 2026 Nuklearforum Schweiz

Weltweite Uranreserven am 1. Januar 2023

Kanada

USA

Brasilien

Südafrika

Namibia

Niger

Usbekistan
China

Ukraine

Australien

Kasachstan
Russland

Mongolei

Tansania

Botswana
weitere Länder

28%

10%

14%

8%

6%

8%

5%

2%

1%
2%

3%

1%

5%

1%

1%
5%

Darstellung der weltweiten Verteilung identifizierter abbauwürdiger konventioneller Uranreserven (Identified Recoverable Conventional Resources) 
in der Kostenkategorie von weniger als USD 130/kgU (USD je Kilogramm metallisches Uran) für fünfzehn Länder. Diese Länder sind entweder be­
deutende Uranproduzenten oder verfügen über ehrgeizige Ausbaupläne für Kernenergiekapazitäten. Die Grafik verdeutlicht die breite geografische 
Verteilung dieser Reserven. Zusammen verfügen diese fünfzehn Länder über mehr als 95% der so definierten weltweiten Uranreserven. 
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rium über die Ausfuhr zur Wiederaufarbeitung verhängt 
und diese dann 2016 definitiv verboten. Seither wird der 
ausgediente Brennstoff direkt ins Zwischenlager in Wü-
renlingen transportiert, was bei tiefen Uranpreisen erst 
noch billiger ist als die Aufarbeitung. Dieses Material 
könnte, wenn die Politik das wieder zulassen sollte, je-
derzeit dem Recycling zugeführt werden.

Engpass in den USA bei der Anreicherung
Einen Engpass gibt es jedoch derzeit in den USA bei der 
Versorgung mit angereichertem Uran. Fast alle der welt-
weit aktuell in Betrieb stehenden Kernkraftwerke benöti-
gen Brennstoff, in dem der Anteil des im Natururan nur 
zu rund 0,7% vorhandenen Urankerns 235 erhöht, d.h. 
leicht angereichert sein muss. Nach dem Ende des Kal-
ten Krieges haben Russland und die USA zu Beginn der 
1990er-Jahre ein Abkommen zum Abbau von über-
schüssigem Waffenuran geschlossen, das unter dem 
Namen «Megatons to megawatts» («Schwerter zu Pflug-
scharen») bekannt geworden ist. Dabei wird waffenfähi-
ges, hochangereichertes Uran mit herkömmlichem Uran 
so weit verdünnt, dass es als Kernbrennstoff verwendet 
werden kann (Downblending). Von 1993 bis zum Ende 
des Programms 2013 wurde so russisches Waffenuran 
für das Herstellen von mehr als 20’000 und amerikani-
sches für über 6000 Hiroshima-Bomben der Stromer-
zeugung zugeführt. Auch die Schweizer Kernkraftwerke 
bezogen frischen Brennstoff aus dieser kostengünsti-
gen Quelle.

Dies hat heute einen ungewollten Nebeneffekt. Allen vo-
ran in den USA wurde der Urananreicherung kaum mehr 
Beachtung geschenkt, sodass diese derzeit auf Importe 
aus Russland und der EU angewiesen sind. Zudem ste-
hen in Osteuropa weiterhin Kernkraftwerke sowjetischer 
Bauart in Betrieb, die Brennelemente aus Russland be-
nötigen. Kernbrennstoffe wurden übrigens bei den EU-
Sanktionen gegen Russland weitgehend ausgenommen. 
In den USA gilt hingegen seit August 2024 ein Import-
verbot für schwachangereichertes Uran aus Russland, 
allerdings mit befristeten Ausnahmegenehmigungen. 
Obwohl derzeit die Anreicherungskapazitäten in den 
USA wieder ausgebaut werden und Westinghouse in der 
Ukraine eine Produktionslinie für Brennstoff sowjeti-
schen Typs aufgebaut hat, dürfte dieser Engpass noch 
eine Weile andauern.

Um erpresserische Aktionen zu erschweren, hat die In-
ternationale Atomenergie-Organisation (IAEO) 2007 ein 
erstes internationales Anreicherungszentrum geschaf-
fen, das allen Ländern Lieferungen garantiert, die den 
Atomwaffensperrvertrag unterschrieben haben. Dieses 
Zentrum liegt allerdings in Sibirien. Für Notfälle unter-
hält die IAEO seit 2019 in Kasachstan eine kleine Reser-
ve an leicht angereichertem Uran.

Kasachstan ist weltweit der grösste Uranproduzent. Das meiste Uran 
wird dort umweltschonend mit Lösungsbergbau (auf Englisch in situ 
leaching, ISL, oder in situ recovery, ISR) abgebaut und nicht mehr in 
konventionellen Bergwerken. (Foto: Kasatomprom/Karatau LLP)

Dr. Michael Schorer war von 2004 an Mitarbeiter 
des Nuklearforums Schweiz und vor seiner Pen-
sionierung 2019 stellvertretender Geschäftsfüh-
rer. Zuvor war er an verschiedenen Orten als 
Wissenschaftsjournalist tätig. Er studierte phy-
sikalische Geografie mit Schwerpunkt Meteoro-
logie und promovierte mit einer klimahistori-
schen Arbeit an der Universität Bern.

➜
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Uran gibt es noch sehr, sehr lange
Beim heutigen Verbrauch reichen die der OECD gemel-
deten und zu wirtschaftlichen Bedingungen abbauwürdi-
gen Vorräte über hundert Jahre. Werden künftig weitere 
Uranquellen erschlossen, steigt die Reichweite auf meh-
rere hundert Jahre – dies bei der heutigen Reaktortech-
nik. Aber auch das auf der Erde noch häufigere Thorium 
kann als Kernbrennstoff genutzt werden. Indien, das wie 
beispielsweise auch Norwegen über grosse Thoriumvor-
kommen verfügt, hat im April 2026 den Prototyp eines 
Schnellen Brutreaktors erstmals kritisch gefahren.

Wird der weltweite Kernkraftwerkpark um solche Schnel-
le Brüter ergänzt, steigt die Reichweite der Uranreserven 
auf Zehntausende von Jahren. Zudem sind im Meerwas-
ser riesige Mengen Uran gelöst, die bei etwas höherem 
Uranpreis mit bereits erprobten Methoden gewonnen 
werden könnten. 

Fazit: Die Uranreserven sind nach menschlichen Mass-
stäben praktisch unbegrenzt. Die Kernenergie ist – zu-
sammen mit der Wasserkraft – das nachhaltigste, 
energieeffizienteste und umweltschonendste Stromer-
zeugungssystem überhaupt.

 
Schweiz: lange vom Ausland unabhängig

Die Betreiber der Schweizer Kernkraftwerke 
lagern in der Regel so viel frischen Kernbrenn-
stoff bei sich, wie sie für das nächste Betriebs-
jahr benötigen. Das ist kein Problem, da eine 
Nachladung kaum Lagerraum benötigt. Falls 
der unwahrscheinliche Fall einträte und aus 
irgendwelchen Gründen von einem Tag auf 
den anderen keine Brennelemente mehr in die 
Schweiz eingeführt werden könnten, wären un-
sere Kernkraftwerke in der Lage, während zwei 
bis drei Jahren weiter Strom zu produzieren. Da-
mit ist bei der Schweizer Kernenergie ein Grad 
an Versorgungssicherheit gewährleistet, der bei 
Erdöl oder Erdgas nie erreicht werden kann.

Das Kernkraftwerk Gösgen bezieht sein Uran 
seit 2016 ausschliesslich aus Kanada und Aus
tralien. Die Anreicherung und die Brennele-
mentherstellung finden in Anlagen in Nord-
amerika und Europa statt. Die Kernkraftwerke 
Beznau und Leibstadt schliessen seit 2022 kei-
ne neuen Lieferverträge mit russischen Firmen 
mehr ab und sind dank ihrer Reserven seither 
nicht mehr auf russische Quellen angewiesen. 
Ab diesem Jahr stammt ihr Uran aus Kanada 
und Kasachstan. Weiterverarbeitet wird es in 
Europa und den USA.

Handhabung eines frischen Brennelements. Frischer Uran-Kern­
brennstoff benötigt aufgrund seiner hohen Energiedichte nur 
wenig Lagerraum. (Foto: Axpo)

Kolumne
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Deutschland bald doch als Vorbild…?

Hoppla

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat 
mit einer Aussage am Nuclear Energy Summit 2026 in 
Paris für Schlagzeilen gesorgt. Sie bezeichnete die Ab-
kehr von der Kernkraft in Europa als «strategischen Feh-
ler». Bemerkenswert ist das, weil sie als Bundesministe-
rin für Arbeit und Soziales im Jahr 2011 den deutschen 
Atomausstieg ausdrücklich mitgetragen hat, was unter 
anderem die «Neue Zürcher Zeitung» festhielt. Die Grü-
nen im Deutschen Bundestag stilisierten von der Leyens 
Meinungswechsel zum veritablen Skandal hoch – oder 
anders gesagt: Sie reagierten, wie es von ihnen zu erwar-
ten war. Die Renaissance der Atomkraft sei «ein Etiket-
tenschwindel» und unverantwortlich, meinen die Grünen, 
und begründen das mit altbekannten Argumenten.

Andere deutsche Parteien verlangen derweil ziemlich 
deutlich eine Abkehr von der Abkehr, allen voran die 
bayerische Christlich-Soziale Union (CSU). Wie unter 
anderem die «Welt» berichtet, hält CSU-Generalsekretär 
Martin Huber den Atomausstieg Deutschlands sehr 
wohl für reversibel und widerspricht damit Bundes-

kanzler Friedrich Merz von der «Mutterpartei» deutlich. 
Vor dem Hintergrund eines Stimmungswandels in der 
EU fordert Huber Forschung und Innovation an kleinen, 
modularen Reaktoren (SMRs) sowie einen Fokus auf 
Kernfusion, denn «Energie ist die Lebensader einer In-
dustrienation».

In der letzten «Bulletin»-Ausgabe haben wir von Rainer 
Meier gelesen, dass Alt-Bundesrätin Doris Leuthard we-
niger den vollständigen Atomausstieg der Schweiz auf-
gegleist als vielmehr den Weiterbetrieb der Schweizer 
Kernkraftwerke (KKW) gesichert hat. Nun stehen die Be-
schlüsse von damals bekanntlich zur Debatte. Im Politik-
verständnis der notorischen «Anti-Atomiker:innen» wäre 
die Aufhebung des vom Volk beschlossenen KKW-Neu-
bauverbots «undemokratisch». Von «Leuthards Erbe», 
das nicht beschmutzt werden dürfe, war in diesem Zu-
sammenhang auch schon die Rede. Da wünschen wir 
uns, dass die ehemalige Schweizer Ministerin sich die 
ehemalige deutsche Ministerin zum Vorbild nimmt und 
ihre Meinung ändert. (M.R.)
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22. ordentliche Generalversammlung 
des Nuklearforums im Zeichen der Politik
An der jährlichen Generalversammlung des Nuklearforums Schweiz referierte  
Benoît Revaz vom BFE zur aktuellen Schweizer Energiepolitik. Der Verein beschloss  
die Gründung der neuen Sektion Nuklearmedizin und passte den Status der Sektion 
Women in Nuclear Schweiz an. Thomas Zurflüh wurde für die ABB in den Vorstand 
gewählt.

An der 22. ordentlichen Generalversammlung des Nu
klearforums Schweiz vom 20. Mai 2025 im Zentrum 
Paul Klee in Bern machte Präsident Hans-Ulrich Bigler 
deutlich, dass die Kernenergie in der Schweiz wieder ins 
Zentrum der energiepolitischen Debatte gerückt ist. 
Gründe dafür seien die wachsenden Herausforderungen 
bei Versorgungssicherheit, Klimaschutz und Strombe-
darf. Entwicklungen wie Elektrifizierung, Digitalisierung, 
künstliche Intelligenz und der Ausbau von Rechenzent-
ren würden den Stromverbrauch weiter erhöhen und 
neue Antworten in der Energiepolitik verlangen. Vor die-
sem Hintergrund begrüsste Bigler den indirekten Gegen-
vorschlag des Bundesrates zur sogenannten Blackout-
Initiative, mit dem das Neubauverbot für Kernkraftwerke 
aufgehoben werden soll. Auch das klare Bekenntnis des 
Ständerats zu einer technologieoffenen Energiepolitik 
wertete er als wichtiges Signal.

Die 22. ordentliche Generalversammlung des Nuklearforums stand im 
Zeichen der Aufhebung des KKW-Neubauverbots. 
(Foto: Nuklearforum Schweiz)

Mehr politisches Engagement des 
Nuklearforums
Das Nuklearforum habe die Entwicklung rund um den in-
direkten Gegenvorschlag nicht nur beobachtet, sondern 
aktiv begleitet, erklärte Bigler. Mit Fachkompetenz, politi-
schen Gesprächen, Positionspapieren und Hintergrund-
materialien bringe sich der Verband seit Beginn engagiert 
in die Debatte ein. Die Einladung zu Anhörungen im Stän-
derat zeige, dass die Stimme des Nuklearforums in Bun-
desbern gehört werde. Ziel sei es, aufzuzeigen, dass die 
Aufhebung des Technologieverbots kein Entscheid für ein 
konkretes Projekt sei, sondern die Voraussetzung dafür 
schaffe, dass zukünftige Generationen überhaupt wieder 
über alle klimafreundlichen Optionen verfügen könnten.

Mit Blick auf eine mögliche Volksabstimmung rief Bigler 
zu einem selbstbewussten und sachlichen Auftreten 
auf. Die Ausgangslage habe sich in den vergangenen 
Jahren verändert: Die Energiekrise, Diskussionen um 
Winterstrom und die Klimaziele hätten das Bewusstsein 
für Versorgungssicherheit und den Wert verlässlicher 
Stromproduktion geschärft. Entscheidend sei, die Vor-
teile der Kernenergie verständlich und positiv zu vermit-
teln. Die Bevölkerung müsse nicht jedes technische De-
tail kennen, sondern verstehen, welchen Beitrag die 
Technologie für die Schweiz leisten könne: das Bereit-
stellen von grossen Mengen zuverlässigen, wetterunab-
hängigen und CO₂-armen Stroms. Das Nuklearforum 
wolle die Debatte weiterhin sachlich, lösungsorientiert 
und mit einer klaren Stimme führen – mit dem Ziel eines 
sicheren, klimafreundlichen und innovationsorientierten 
Energiesystems für die Schweiz. 

Neue Sektionen und neues Vorstandsmitglied
Im anschliessenden statutarischen Teil der Generalver-
sammlung legten die Mitglieder des Nuklearforums die 
statutarische Basis zur Gründung der neuen Sektion Nu
klearmedizin. Zudem beschlossen sie die Umwandlung 
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der Women in Nuclear Schweiz (WiN) von einer Fachorga-
nisation innerhalb des Nuklearforums in eine eigenständi-
ge Sektion. Letzteres geschah, um dem Engagement der 
WiN stärker Rechnung zu tragen. Die Nuklearmedizin sei 
ein Beispiel dafür, wie nukleare Technologien auch aus-
serhalb der Stromproduktion einen konkreten Nutzen für 
Gesellschaft und Wirtschaft stifteten, so Bigler. Das Nu
klearforum wolle dieses breite nukleare Netzwerk künftig 
noch sichtbarer machen und stärker vernetzen.
Bigler verabschiedete zudem Frank R. Ruepp aus dem 
Vorstand des Nuklearforums, der die Interessengemein-
schaft der energieintensiven Branchen der Schweiz ver-
treten hatte. Als Nachfolger von Elmar Artho der ABB 
wählte die Generalversammlung Thomas Zurflüh in den 
Vorstand. Er ist bei der ABB als General Manager Europe 
im Bereich Process Automation tätig und Mitglied des 
Management Committees der ABB Schweiz.

«Die Welt hat sich seit 2017 verändert»
In seiner Ansprache zeichnete Gastreferent und BFE-
Direktor Benoît Revaz ein umfassendes Bild der aktuellen 
energiepolitischen Herausforderungen in der Schweiz 
und Europa. Die Risiken für die Versorgungssicherheit 
hätten in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen 
und würden voraussichtlich auch in Zukunft bestehen 
bleiben. Als Reaktion darauf habe der Bundesrat seit 2022 
zahlreiche Massnahmen beschlossen, darunter den Auf-
bau einer Stromreserve mit Wasser- und thermischen Re-
servekraftwerken. Parallel dazu würden der Ausbau der 
erneuerbaren Energien sowie der Stromnetze vorange-

trieben. Revaz betonte insbesondere die Bedeutung zu-
sätzlicher Speicherwasserkraft, neuer Photovoltaik- und 
Windkraftanlagen sowie beschleunigter Bewilligungsver-
fahren für Energieinfrastrukturen von nationalem Interes-
se. Auch das geplante Stromabkommen mit der EU sei 
zentral, um die Versorgungssicherheit, Netzstabilität und 
Krisenvorsorge der Schweiz langfristig zu stärken.

Mit Blick auf die Kernenergie erinnerte Revaz an den 
schrittweisen Ausstieg, den Bundesrat und Stimmbevöl-
kerung nach Fukushima beschlossen hatten. Gleichzei-
tig stellte er klar, dass der Langzeitbetrieb der bestehen-
den Anlagen für die Versorgungssicherheit zentral sei. 
Laut einem kürzlich verabschiedeten Bundesratsbericht 
sei ein Betrieb von Gösgen und Leibstadt über 80 Jahre 
technisch möglich und in vielen Fällen auch wirtschaft-
lich sinnvoll. Entscheidend seien stabile regulatorische 
Rahmenbedingungen sowie genügend qualifiziertes 
Personal. Gerade der Erhalt und Aufbau von Fachwissen 
stellten angesichts des beschlossenen Ausstiegs eine 
grosse Herausforderung dar. Die Schweiz müsse des-
halb verstärkt eigene Fachkräfte ausbilden. Auch For-
schung und internationale Vernetzung seien wichtig, um 
Fachwissen zu erhalten und die Entwicklung der Kern-
technologie weiterhin aktiv zu begleiten.

Erneuerbare und Kernenergie nicht im 
Widerspruch
Ausführlich ging Revaz auch auf die Blackout-Initiative 
und den indirekten Gegenvorschlag des Bundesrats ein. 

Die anwesenden Mitglieder stimmten den Statutenänderungen zu und 
ermöglichten damit die Gründung der neuen Sektion WiN und die Vor­
bereitung der Sektion Nuklearmedizin. (Foto: Nuklearforum Schweiz)

Präsident Hans-Ulrich Bigler und Geschäftsführer Lukas Aebi heissen 
Thomas Zurflüh als neues Vorstandsmitglied willkommen. 
(Foto: Nuklearforum Schweiz)
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Der Bundesrat wolle damit sicherstellen, dass bei Bedarf 
dereinst wieder neue Kernkraftwerke geplant werden 
könnten, falls der Ausbau der erneuerbaren Energien 
nicht ausreiche, um Versorgungssicherheit und Klimazie-
le zu gewährleisten. Hintergrund dieses Entscheids seien 
die geopolitischen Unsicherheiten, die zunehmende Elek-
trifizierung sowie der steigende Strombedarf. Revaz be-
tonte dabei ausdrücklich, dass erneuerbare Energien und 
Kernenergie kein Gegensatz sind. Der Ausbau der erneu-
erbaren Energien bleibe kurz- und mittelfristig prioritär, 
gleichzeitig solle die Kernenergie als langfristige Option 
offengehalten werden. «Affaire à suivre», beendete der 
BFE-Direktor seine Rede und stellte sich anschliessend 
den mitunter kritischen Fragen aus dem Publikum. (M.R.)

In eigener Sache

BFE-Direktor Benoît Revaz betont in seiner Gastrede, dass Kernkraft 
und erneuerbare Energien keine Gegensätze sind.  
(Foto: Nuklearforum Schweiz)

Uta Naumann von WiN Schweiz im Gespräch. (Foto: Nuklearforum Schweiz)

Das Stehdinner im Anschluss an die GV bot den Mitgliedern Gelegen­
heit zum Austausch. (Foto: Nuklearforum Schweiz)

Angeregte Gespräche. (Foto: Nuklearforum Schweiz)

Dr. Rüdiger Schenk der Novartis und Beat Bitterli vom KKG sind Mit­
glieder der Innovationsallianz Nuklearmedizin Schweiz. 
(Foto: Nuklearforum Schweiz)
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Nuklearmedizin in der Schweiz: Weltklasse, 
aber mit angezogener Handbremse
Die Schweiz gehört zu den führenden Standorten der Nuklearmedizin – doch 
Patientinnen und Patienten profitieren nur eingeschränkt davon. Ein White Paper der 
Innovationsallianz Nuklearmedizin Schweiz zeigt, dass regulatorische, finanzielle und  
strukturelle Hürden den optimalen Zugang zu innovativen Therapien bremsen.

In eigener Sache

Die Nuklearmedizin hat sich als fester Bestandteil der 
modernen Medizin etabliert und gewinnt für die Patien-
tenversorgung stetig an Bedeutung. Sie macht Krankhei-
ten nicht nur sichtbar, sondern ermöglicht auch, diese 
gezielt zu behandeln (s. Bulletin 2/2025). Im März 2026 
publizierte die Innovationsallianz Nuklearmedizin 
Schweiz – eine Partnerschaft der Abteilung für Nuklear-
medizin und molekulare Bildgebung des Universitäts
spitals Lausanne (CHUV), der Novartis Pharma Schweiz 
und des Nuklearforums Schweiz – mit einem White Pa-
per eine umfassende Standortbestimmung des Be-
reichs. Die Analyse kommt zum Schluss, dass die Aus-
gangslage gut ist, denn die Schweiz zählt heute zu den 
international führenden Standorten der Nuklearmedizin. 
Gleichzeitig zeigt das White Paper jedoch auch auf, dass 
zwischen Innovationskraft und (künftiger) Versorgung 
von Patientinnen und Patienten eine Lücke besteht.

Gezielte Therapie statt breiter Wirkung
Die Nuklearmedizin wird sowohl in der Diagnostik als 
auch in der Therapie eingesetzt. Namentlich die Radio
ligandentherapie (RLT), bei der radioaktive Wirkstoffe ge-
zielt Tumorzellen von innen angreifen und das umliegen-
de Gewebe dabei schonen, hat sich in den letzten Jahren 
als zusätzliche Behandlungsmethode bewährt. Sie gilt 
heute nebst Chirurgie, Chemotherapie, Radiotherapie, 
zielgerichteten Therapien und der Immuntherapie als 
sechste Säule der modernen Onkologie. Darüber hinaus 
wird sie auch in der Endokrinologie, Kardiologie und 
Neurologie sowie bei Entzündungen eingesetzt. So hat 
die RLT das Potenzial, Behandlungen zu verkürzen, Ne-
benwirkungen zu reduzieren und langfristig das Gesund-
heitssystem zu entlasten.

Der Bedarf an solch innovativen Therapien ist hoch und 
wächst sogar weiter, denn in der Schweiz erkranken jähr-
lich rund 38’000 Menschen neu an Krebs. Mit der altern-
den Bevölkerung und einem anhaltenden Bevölkerungs-
wachstum wird diese Zahl noch steigen – und damit 
steigen auch die Anforderungen an das Gesundheitssys-

tem. Schon heute generieren Krebserkrankungen in der 
Schweiz jährlich rund CHF 4 Mrd. an direkten Behand-
lungskosten und zusätzlich CHF 5 bis 6 Mrd. an indirek-
ten Kosten durch Arbeitsausfälle und Produktivitätsver-
lust.

Starker Standort mit breiter Wertschöpfung
Die Schweiz bringt gute Voraussetzungen mit, um in der 
Nuklearmedizin auch weiterhin eine führende Rolle zu 
spielen. Das White Paper hebt die enge Verzahnung von 
Forschung, Industrie und klinischer Anwendung hervor. 
Entlang der gesamten Wertschöpfungskette – von der 
Radionuklidproduktion über die Entwicklung von Radio-
pharmazeutika bis zur Behandlung – bestehen hohe 
Kompetenzen. Diese Stärke zeigt sich nicht nur in der For-
schung, sondern auch in der wirtschaftlichen Bedeutung. 
Die Nuklearmedizin schafft Stellen für hochqualifiziertes 
Personal und eröffnet Potenziale für Innovation und Wert-
schöpfung in einem wachsenden globalen Markt.

Mit dem White Paper Nuklearmedizin liegt erstmals ein gemeinsames 
Verständnis der Herausforderungen und Chancen rund um die Schweizer 
Nuklearmedizin vor. (Foto: Executive Insight AG)
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Als Pionierland verfügt die Schweiz über ein etabliertes 
Netzwerk aus klinischen, akademischen und industriel-
len Akteuren. Wir verfügen über eine exzellente For-
schung – man denke an das Paul Scherrer Institut (PSI) 
oder die Europäische Organisation für Kernforschung 
(CERN). 17 Spitäler betreiben aktuell eigene nuklearme-
dizinische Bettenstationen und über 40 pharmazeuti-
sche und biotechnologische Unternehmen treiben die 
radiopharmazeutische Forschung und Entwicklung vor-
an. Oder anders gesagt: Es ist kein Zufall, dass Apple-
Gründer Steve Jobs sich bereits vor Jahren in der 
Schweiz hat nuklearmedizinisch behandeln lassen.

Strukturelle Hürden bremsen den Fortschritt
Es folgt das grosse Aber. Trotz dieser grundsätzlich gu-
ten Ausgangslage identifiziert das White Paper zentrale 
Herausforderungen. Eine der sichtbarsten Herausforde-
rungen betrifft die regulatorischen Rahmenbedingun-
gen. Radiopharmazeutika beispielsweise unterliegen 
sowohl arzneimittel- als auch strahlenschutzrechtlichen 
Vorschriften – ein Umstand, der Prozesse komplex und 
zeitaufwendig macht. Hinzu kommen nationale Beson-
derheiten mit konkreten Auswirkungen auf die Versor-
gung. So müssen Patientinnen und Patienten nach einer 
RLT in der Schweiz in der Regel rund 20 Stunden hospi-
talisiert werden. Dies erfordert strahlengeschützte Pati-
entenzimmer, die nur begrenzt verfügbar sind. In Frank-
reich beträgt die Aufenthaltsdauer bei der gleichen 
Behandlung etwa sechs Stunden, in Grossbritannien teil-
weise nur drei bis sechs Stunden. Diese Unterschiede 
wirken sich direkt auf die Kapazitäten der Spitäler aus: 
Kürzere Aufenthalte ermöglichen eine höhere Patienten-
zahl und geringere Kosten. 

Auch die Finanzierung stellt eine Herausforderung dar. 
Innovative Therapien wie die RLT werden ambulant di-
rekt nach der Zulassung vergütet, im stationären Be-
reich über Fallpauschalen aber erst mindestens drei 
Jahre nach der Swissmedic-Marktzulassung des jeweili-
gen Radiopharmazeutikums kostendeckend vergütet. 
Leistungserbringer sind dadurch gezwungen, Defizite zu 
tragen, wenn sie diese Verfahren anbieten, was in Anbe-
tracht der prekären finanziellen Lage vieler Spitäler wirt-
schaftlich schwierig ist. Damit erhalten Patientinnen und 
Patienten oft nicht die beste Therapie, sondern die, die 
zeitnah vollständig vergütet wird.

In eigener Sache

Logistik und Fachkräfte als Engpass
Neben regulatorischen und finanziellen rücken zuneh-
mend auch logistische Fragen in den Fokus. Die Versor-
gung mit Radionukliden ist anspruchsvoll, da ihr radio-
aktiver Zerfall die Nutzbarkeit zeitlich einschränkt und 
stabile Lieferketten notwendig macht. Für die Diagnostik 
relevante kurzlebige Radionuklide werden lokal herge-
stellt, beispielsweise am PSI, am Universitätsspital Zü-
rich oder von der Swan Isotopen AG in Bern. Therapeu-
tisch eingesetzte Radionuklide mit Halbwertszeiten von 
mehreren Tagen können grundsätzlich aus dem europäi-
schen Ausland angeliefert werden, mit hohen Anforde-
rungen an die Logistik, da die verfügbaren Zeitfenster 
begrenzt bleiben und Störungen in der Lieferkette unmit-
telbare Auswirkungen auf die Versorgung von Patientin-
nen und Patienten haben: Therapien müssen bei Liefer-
engpässen verschoben werden, obwohl die medizinische 
Indikation gegeben wäre.

Parallel dazu verschärft sich der Fachkräftemangel. Die 
Nuklearmedizin erfordert hochspezialisiertes Wissen 
aus verschiedenen Disziplinen, etwa von Nuklearmedizi-
nerinnen und Nuklearmedizinern, Radiopharmazeutin-
nen und Radiopharmazeuten oder Medizinphysikerinnen 
und Medizinphysikern. Der Bedarf an qualifizierten Fach-
personen wächst und stellt das System zunehmend vor 
Herausforderungen.

International priorisiert
Gleichzeitig wird die Nuklearmedizin international prio-
risiert. Auf europäischer Ebene stärken zentrale Initiati-
ven wie die Samira (Strategic Agenda for Medical Ioni-
sing Radiation Applications) und Prismap (The 
European Medical Radionuclides Programme) die 
Versorgungssicherheit mit Radionukliden. Die EU hebt 
hervor, dass die Nuklearmedizin eine Top-Priorität in 
der Krebsbekämpfung ist und betont, dass strategi-
sche Abhängigkeiten reduziert werden müssen. Bel
gien hat einen nationalen Aktionsplan für die RLT sowie 
einen Koalitionsvertrag, um gute Voraussetzungen für 
die Etablierung der RLT zu schaffen. Die Niederlande in-
vestiert rund EUR 1,68 Mrd. (rund CHF 1,54 Mrd.) in den 
Forschungsreaktor Pallas, der den Hochflussreaktor er-
setzen soll, welcher bisher rund 60% der europäischen 
und 30% des weltweiten Bedarfs an medizinischen 
Radionukliden deckt.
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In eigener Sache

Eine klare Vision für die Schweiz
Vor diesem Hintergrund wird im White Paper eine ambi-
tionierte Zielsetzung formuliert: Die Schweiz soll ihre 
führende Rolle in der Nuklearmedizin nicht nur behaup-
ten, sondern gar weiter ausbauen – mit einem innovati-
onsfreundlichen Umfeld und einem verbesserten Patien-
tenzugang. Im Zentrum steht die Idee eines integrierten 
Ökosystems, in dem Forschung, Industrie, Regulierung 
und Patientenversorgung optimal zusammenspielen. 
Die Nuklearmedizin soll als fester Bestandteil einer mo-
dernen und effizienten medizinischen Gesundheitsver-
sorgung weiter gestärkt und ausgebaut werden.

Konkrete Handlungsempfehlungen
Um diese Vision zu erreichen, identifiziert die Innovati-
onsallianz fünf zentrale Handlungsfelder, um Hürden ab-
bauen und die Standortattraktivität der Schweiz stärken 
zu können:
•	 Stärkung von Forschung und Entwicklung, um die 

Innovationskraft langfristig zu sichern
•	 Harmonisierung der regulatorischen Rahmenbedin-

gungen, insbesondere im europäischen Kontext
•	 Weiterentwicklung der Finanzierungsmodelle, damit 

Innovation rasch in die Versorgung gelangt
•	 Sicherung der Lieferketten für Radionuklide und Ra-

diopharmazeutika
•	 Ausbau von Infrastruktur und Fachkräften, um der 

steigenden Nachfrage gerecht zu werden

Vom Papier zur Umsetzung
Mit dem White Paper liegt erstmals eine Auslegeord-
nung und ein gemeinsames Verständnis in Bezug auf 
Herausforderungen und Chancen rund um die Nuklear-
medizin vor. Auf dieser Basis wird die Innovationsallianz 
Nuklearmedizin Schweiz ihre Arbeit gezielt weiterführen, 
um die identifizierten Lösungsansätze weiter zu konkre-
tisieren und deren Implementierung in das Schweizer 
Gesundheitssystem voranzutreiben. Zu diesem Zweck 

wurde an der Generalversammlung (s. S. 34) die statuta-
rische Basis zur Gründung der Sektion Nuklearmedizin 
des Nuklearforums geschaffen. Die Sektion wird den 
kontinuierlichen Austausch und die Zusammenarbeit re-
levanter Stakeholder sicherstellen und die erarbeitete 
Vision und Handlungsempfehlungen in thematischen 
Arbeitsgruppen weiterentwickeln. 

Parallel dazu bedarf es einer zeitnahen öffentlichen und 
politischen Priorisierung sowie einer koordinierten natio-
nalen Unterstützung, um die identifizierten Herausforde-
rungen wirksam zu adressieren und die Grundlage für 
ein zukunftsfähiges, international wettbewerbsfähiges 
Nuklearmedizin-Ökosystem in der Schweiz zu schaffen. 
Ein Zögern würde bedeuten, wesentliche Entwicklungs-
chancen zu verlieren, die Versorgungssicherheit zu ge-
fährden und die Standortattraktivität im globalen Kon-
text zu schwächen. Daher sind ein klares politisches 
Bekenntnis und die aktive Unterstützung aller relevanten 
Akteure entscheidend für die strategische Weiterent-
wicklung dieses wichtigen Zukunftsfeldes. Die Weichen 
müssen jetzt gestellt werden, um die Nuklearmedizin als 
sechste Säule der Krebstherapie zum Wohle der Patien-
tinnen und Patienten langfristig zu sichern und weiterzu-
entwickeln. (N.E. nach White Paper Nuklearmedizin und 
diversen Quellen)

Anlässlich der Präsentation 
des White Papers äussern 
sich Mitglieder der Innovati-
onsallianz sowie der Vertreter 
einer Patientenorganisation 
in einem Video zum Thema.
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Pinnwand

2. Forums-Treff
Mittwoch, 9. September 2026, 17.15 Uhr, im Lichtspiel in 
Olten. 

Neue Folge des Podcasts «NucTalk»
In der 48. NucTalk-Folge sprachen wir mit Martin Koller 
über die Axpo Energy Reports und die Herausforderun-
gen der Stromversorgung, über die Rolle der Kernener-
gie, den Langzeitbetrieb der bestehenden Werke, unter-
nehmerische Risiken, politische Rahmenbedingungen, 
staatliche Unterstützung und das Neubauverbot. 
www.nuklearforum.ch/de/podcasts

Foto: Nuklearforum Schweiz

Neues Videoformat «Wissen wirkt»
In der ersten Folge von «Wissen wirkt» klären wir die Fra-
ge: «Wie umweltfreundlich ist die Kernenergie wirklich?»
www.youtube.com/@nuklearforumschweiz5798

Foto: Nuklearforum Schweiz

2. WiN Europe Regional Event 2026
Vom 21. bis 23. September 2026 treffen 
sich WiN Chapters und Fachpersonen aus 
ganz Europa in Baden zum Austausch und 
zur Vernetzung. Anmeldung und Programm:

Aktualisiertes multimediales Dossier
Wir haben unser Multimedia-Dossier «Reaktorsysteme 
der Zukunft – Strom für übermorgen» aktualisiert und auf 
unserer Website veröffentlicht. www.nuklearforum.ch

Foto: Tsinghua University

Videoserie über Fachfrauen der Nuklearbranche
Was bewegt Fachfrauen in der Nuklearbranche? In kur-
zen Videos teilen Expertinnen aus unserem Netzwerk 
ihren persönlichen Bezug zur Kerntechnik. Im neuesten 
Video «Fakten statt Angst» äussert sich Margret Bau-
mann zu Forschung und Bildung.
www.youtube.com/@nuklearforumschweiz5798

Foto: Nuklearforum Schweiz

18. Grundlagenseminar der SGK 
Die Schweizerische Gesellschaft der Kernfachleute 
(SGK) führt ihr Grundlagenseminar zur Kernenergie in 
Magglingen vom 5. bis 8. Oktober 2026 durch. Zu den 
behandelten Themenblöcken Physik, Politik und Umwelt, 
Geschichte, Energie, Brennstoff, Sicherheit, Strahlung 
und Unfälle gehört auch eine Führung durch das Kern-
kraftwerk Gösgen.
www.kernfachleute.ch
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